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Bundesblatt
97. Jahrgang. Bern, den 29. März 1945. Band L
Erscheint in der Segel alle 14 Tage. Preis 20 Franken im Jahr, 10 Franken int Halb-

jahr, zuzüglich Nachnahme- and Postbestellungsgebühr.
Einrückungsgebühr; 50 Rappen die Petitzeile oder deren Baum. — Inserate franko an

Stämpfli&£ Cie. in Bern.

#ST# 4655 Botschaft
des

Bundesrates an die Bundesversammlung zum Entwurf eines
Bundesgesetzes über die Luftfahrt.

(Vom 28. März 1945.)

Herr Präsident!
Hochgeehrte Herren!

Wir beehren uns, Ihnen den Entwurf eines Bundesgesetzes über die Luft-
fahrt mit folgender Botschaft vorzulegen.

I. Einleitung.
Zum zweiten Male erleben wir, dass sich der Krieg als ein mächtiger Förderer

des technischen Portschritts auf dem Gebiete des Flugwesens geltend macht.
Schon der erste Weltkrieg hatte erwarten lassen, dass der zivilen Aviatik eine
wachsende Bedeutung zufallen werde, weshalb sich der Bundesrat damals
veranlasst sah, gestützt auf die gemäss Bundesbeschluss vom 8. April 1919
bereits beschränkten Vollmachten, seinen Beschluss vom 27. Januar 1920 be-
treffend die Ordnung des Luftverkehrs in der Schweiz (Luftverkehrsordnung)
zu erlassen. Damit konnten die provisorischen Vorschriften, deren Aufstellung
sich sofort nach Abschluss der Feindseligkeiten aufgedrängt hatte, ersetzt
werden. Gleichzeitig bildete diese Luftverkehrsordnung — gerade infolge
ihrer Beschränkung auf das Wesentlichste — ein brauchbares Instrument zur
Sammlung weiterer Erfahrungen, das sich in den zwei Dezennien seiner Geltung
durchaus bewährt hat. Unter seiner Herrschaft hat sich der schweizerische
Luftverkehr in dieser Zeit entwickelt, hat Form und Gestalt angenommen
und schon sehr früh über unsere Grenzen hinausgewiesen. Parallel dazu ist
denn auch, Schritt für Schritt, ein ganzes System internationaler Abmachungen
entstanden.

Die gegenwärtigen Kriegsjahre haben für den Luftverkehr wiederum
Fortschritte gezeitigt, welche seine Entwicklung wohl um Jahrzehnte beschleu-
nigen und das Flugzeug endgültig zu einem alltäglichen Femverkehrsmittel
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In einer letzten Sitzung der Kommission zur Vorbereitung des Luftfahrt-
gesetzes vom 15. Juni 1944 sind die Bemerkungen und Anträge, welche auf
diese Umfrage eingegangen waren, geprüft und, soweit möglich, berücksichtigt
worden.

Der vorliegende Entwurf eines Bundesgesetzes über die Luftfahrt ist das
Ergebnis der genannten Vorarbeiten und Beratungen.

II. Yerfassungsrecht.
Kurz nachdem die Motion Walther vom 8. Dezember 1908 den Bundesrat

zur Vorbereitung einer Verfassungsrevision eingeladen hatte, um das Gesetz-
gebungsrecht über den Automobil- und Fahrradverkehr auf den Bund zu
übertragen, gelangen die allerersten in unserem Lande durchgeführten Flüge
mit Apparaten schwerer als Luft. In frühzeitiger Erkenntnis der Entwicklungs-
möglichkeiten auf diesem Gebiet beantragte daher der Bundesrat in seiner
Botschaft vom 22. März 1910, gleichzeitig mit dem Strassenverkehr auch
die rechtliche Ordnung des Luftverkehrs zur Bundessache zu erklären.

Dieser Grundsatz war nie bestritten. Wenn selbst die Vereinigten Staaten
sozusagen zwangsläufig von der einzelstaatlichen zur zentralistischen Lösung
der Aufgabe gelangt sind, so leuchtet ohne weiteres ein, dass bei uns mit noch
viel grösserer Notwendigkeit dem Bund die uneingeschränkte Kompetenz
eingestanden werden muss, unsern Luftverkehr als ein einheitliches Ganzes
zu organisieren.

Der in der Volksabstimmung vom 22. Mai 1921 mit 210 447 gegen 127 943
Stimmen bzw. mit 18 ganzen und 5 halben gegen eine ganze und eine halbe
Standesstimine angenommene Art. i37ter lautet denn auch, in deutlicher Ab-
weichung vom Wortlaut des gleichzeitig aufgestellten Artikels 37Ms, folgender-
massen:

«Die Gesetzgebung über die Luftschiffahrt ist Sache des Bundes.»
(A. S. 37, 740.)
Mit dieser weitgefassten Formulierung wird erstens gesagt, dass der

Bund zuständig ist:— nicht die Kantone —-, und sodann, dass er in der recht-
lichen Ordnung des Gesamtgebietes der Luftfahrt vollständig freie Hand hat.
«Gesetzgebung über die Luftschiffahrt» bedeutet dabei nicht nur die Auf-
stellung von Vorschriften über die Ausübung einer mit der Luftfahrt in di-
rektem Zusammenhang stehenden, grundsätzlich privaten Tätigkeit ; es be-
deutet auch die Entscheidung darüber, ob und wie weit eine solche Tätigkeit
Privat- oder Staatssache sein soll. (Vgl. Burckhardt : Kommentar zur Bundes-
verfassung, 3. Auflage, S. 323 f.)

•Nun wird selbstverständlich der Bund die private Betätigung in der
Fliegerei zu privaten, vor allem sportlichen Zwecken in keiner Weise be-
einträchtigen, im Gegenteil. Er hat alles Interesse daran, dass neben dem von
ihm selber betriebenen Militärflugwesen sich nationaler Flugsport und inter-
nationaler Tourismus kräftig entfalte. Deshalb wählte er hier ein wohlab-
344

gewogenes Zusammenspiel von freier Entwicklung und staatlicher Ermunterung
mit dem Ziel, unter Wahrung der öffentlichen Sicherheit aus der erstarkenden
Bewegung den grössten Nutzen für die Allgemeinheit herauszuholen.

Da aber, wo der Luftverkehr gewerbsmässig betrieben werden soll, darf
sich weder die Schweiz noch irgendein anderer Staat auf ein wohlwollendes
«laisser-faire» beschränken. Angesichts der nationalen und internationalen
Bedeutung des Luftverkehrs darf dessen Ausbau nicht ausschliesslich von der
privaten Initiative und dem Gutdünken Einzelner abhängig sein. Gleich dem
Artikel 26 über den Bau und Betrieb der Eisenbahnen und Artikel 24ter über
die Schiffahrt geht auch der Luftverkehrsartikel dem Grundsatz der Gewerbe-
freiheit vor. Allerdings spricht die geltende Luftverkehrsordnung noch nicht
von einer Konzessionspflicht für Luftverkehrsunternehmungen, sondern sie
schreibt nur vor, dass sie einer «Bewilligung» bedürfen. Doch konnte sich
jener Erlass eben noch nicht auf die erst ein Jahr später in Kraft tretende
Verfassungsbestimmung berufen. In der Praxis hat sich aber der Luftverkehr
von Anfang an gestützt auf Konzessionserteilungen abgewickelt. Das Interesse
der Allgemeinheit gebot diese Form nicht nur aus Gründen der öffentlichen
Sicherheit, sondern auch deshalb, weil durch eine strenge Kontrolle eine un-
gesunde, für Staat und Volkswirtschaft zu kostspielige Entwicklung auf
diesem Verkehrsgebiet verhindert werden musste. Die Eechtmässigkeit dieser
Politik ist niemals irgendwie angezweifelt worden. Die Praxis der letzten
zwanzig Jahre hat gezeigt, dass das System der Verleihungen das richtige war.

Da übrigens der regehnässige Personen- und Postverkehr, also weitaus
die meisten Lufttransporte, unter das Postregal fallen, konnte der Bund seine
Konzessionierungskompetenz nach feststehender Auffassung überdies auf
Artikel 36 der Bundesverfassung stützen. Um auch diesen Gedanken im Luft-
fahrtgesetz zum Ausdruck zu bringen, sieht der Entwurf vor, im Ingress neben
dem einschlägigen Artikel 87tór, in dessen Ausführung das Gesetz erlassen
wird, auch noch den erwähnten Artikel 86 anzurufen.

Was das im Verfassungstext verwendete Wort «Luftschiffahrt» anbetrifft,
sei der Vollständigkeit halber erwähnt, dass es noch vom ersten Entwurf des
Artikels, aus dem Jahre 1910, stammt; es bezog sich natürlich schon damals
deutlich auf den Begriff, der heute mit «Luftfahrt» bezeichnet wird (vgl.
Bundesbl. 1910, II, 619).

Im Zusammenhang mit der verfassungsrechtlichen Grundlage des Luft-
verkehrs möchten wir zum Schlüsse noch darauf hinweisen, dass unser Grund-
gesetz dem Staate mit dem Konzessionsrecht auch das Monopol sichert: der
schweizerische Luftverkehr könnte, vom rechtlichen Standpunkt aus, ebensogut
als Staatsbetrieb aufgezogen werden. Nach den bisherigen Erfahrungen kommt
aber eine Verstaatlichung kaum in Frage. Selbst in Ländern, wo die staatliche
Abhängigkeit der Luftverkehrsgesellschaften bedeutend grösser ist als bei
uns, wurde bisher, zum mindesten der Form nach, der privatwirtschafthchen
Organisation fast ausnahmslos der Vorzug gegeben. Daran dürfte auch in
Zukunft kaum viel geändert werden. Dazu kommt, dass im Luftverkehr
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Handlungsalternativen 
Mit innovativen Lösungen sollen die Belastungen für Mensch und Umwelt im 
Bereich Freizeitverkehr reduziert werden. Benützungsrestriktionen durch die Bewil-
ligungspolitik für die Freizeittaviatik auf Flugplätzen und im Luftraum müssen aber 
verhältnismässig sein. 

Haltung des Bundesrats 
Die Freizeitaviatik hat möglichst umweltschonend zu erfolgen. Luftfahrtpolitisch ist 
sie gegenüber dem internationalen Luftverkehr, dem Binnenluftverkehr, der Busi-
ness Aviation und der Arbeitsluftfahrt von untergeordneter Bedeutung. 
Um die Umweltbelastungen zu reduzieren, setzt sich der Bundesrat ein: 

J für eine möglichst zügige Zulassung der Ecolight-Flugzeuge; 
J für flankierende Massnahmen, um eine wesentliche Zunahme der Freizeit-

aviatik zu vermeiden; 
J für die Ausscheidung von Ruhezonen, um wichtige Gebiete vor Belastungen 

durch die Freizeitfliegerei zu schonen. 
Die Sicherheit der Freizeit- und Sportaviatik ist durch eine der Gefährdung ange-
messene Zulassungs- und Aufsichtstätigkeit sicherzustellen. Dabei sind effiziente 
Zusammenarbeitsformen mit Organisationen der Freizeit- und Sportaviatik zu för-
dern. 

3.3 Flugplätze 
3.3.1 Allgemeines 

Die Luftfahrtpolitik des Bundesrats für die Flugplätze ist ausführlich im SIL 
umschrieben. Dieser Teil des Berichts erläutert deshalb zuerst die SIL-Grundsätze 
und zeigt den Handlungsbedarf auf. Im Anschluss daran befasst sich der Bericht in 
allgemeiner Form mit den drei Landesflughäfen Zürich, Genf und Basel-Mulhouse. 
Dabei wird insbesondere auf die Frage der Trägerschaft der Landesflughäfen näher 
eingegangen. Schliesslich werden spezifische Ausführungen zu den einzelnen drei 
Landesflughäfen gemacht. 

3.3.2 Sachplan Infrastruktur der Luftfahrt (SIL) 

Ausgangslage 
Die entscheidende Weichenstellung zum heutigen Flugplatzsystem erfolgte vor über 
50 Jahren. Noch während des Zweiten Weltkriegs wurde ein Bundesprogramm für 
den Aufbau einer Infrastruktur für die Zivilluftfahrt ausgearbeitet und im Bundesbe-
schluss vom 22. Juni 1945 über den Ausbau der Zivilflugplätze verankert. In jene 
Zeit fällt auch der Grundsatzentscheid zugunsten des dezentralen Systems mit drei 
Landesflughäfen anstelle eines schweizerischen Zentralflughafens. Diese Dezentra-
lisierung führte zwar zu höheren Investitions- und Betriebskosten, ermöglichte dafür 
eine bessere Bedienung der regionalen Handels- und Industriezentren und liess eine 
höhere Gesamtkapazität entstehen. 

Bericht	
  über	
  die	
  Lu-fahrtpoliFk	
  der	
  Schweiz	
  2004	
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LUPO	
  II	
  –	
  LFG	
  II	
  
	
  
Zuerst	
  das	
  Spezialgesetz	
  und	
  dann	
  	
  
das	
  Grundlagenpapier	
  (?)	
  



	
  
LFG	
  II	
  
	
  
-­‐  Verdrängung	
  	
  VFR	
  von	
  Landesflughafen	
  durch	
  

Kostenhebel	
  (VFR	
  sei	
  ein	
  Top	
  Ten	
  Hazard)	
  
-­‐  Auslagerung	
  der	
  Sicherheitsaufsicht	
  in	
  

gebührenfinanzierte,	
  öffentlich	
  rechtliche	
  Anstalt:	
  
Entlastet	
  das	
  BAZL	
  mit	
  43	
  Mio	
  und	
  belastet	
  die	
  Avia7k	
  
mit	
  55	
  Mio!	
  

-­‐  Anlassfreie	
  Alkohol-­‐	
  und	
  Drogenkontrollen	
  
-­‐  „Hausdurchsuchungen“	
  
-­‐  Ganze	
  Eingabe	
  auf	
  www.aeroclub.ch	
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Gewerbsmässigkeit	
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Art.	
  100	
  LFV	
  
Gewerbsmässigkeit	
  
	
  
Abs.	
  1	
  
Flüge	
  gelten	
  als	
  gewerbsmässig,	
  wenn:	
  
a. 	
  für	
  sie	
  in	
  irgendeiner	
  Form	
  ein	
  Entgelt	
  entrichtet	
  

	
  wird,	
  das	
  mehr	
  als	
  die	
  Kosten	
  für	
  Lu3fahrzeugmiete,	
  
	
  Treibstoff	
  sowie	
  Flugplatz-­‐	
  und	
  Flugsicherungsgebühren	
  
	
  decken	
  soll;	
  und	
  

b. 	
  sie	
  einem	
  nicht	
  bes7mmten	
  Kreis	
  von	
  Personen	
  
	
  zugänglich	
  sind.	
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Gemäss	
  BAZL-­‐Website:	
  
	
  
	
  
Als	
  gewerbsmässig	
  gilt	
  ein	
  Flugbetrieb,	
  wenn	
  er:	
  
	
  
-­‐	
  Flüge	
  gegen	
  Entgelt	
  oder	
  sons7ge	
  geldwerte	
  Leistungen	
  für	
  
die	
  Öffentlichkeit	
  erbringt,	
  oder	
  

-­‐	
  Flüge	
  gegen	
  Entgelt	
  nur	
  für	
  spezifische	
  Kunden	
  erbringt,	
  diese	
  
aber	
  keine	
  Kontrolle	
  über	
  den	
  Flugbetrieb	
  ausüben.	
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Gemäss	
  BAZL-­‐Website:	
  
	
  
	
  
Als	
  nicht-­‐gewerbsmässig	
  gilt	
  der	
  Betrieb	
  eines	
  Lu3fahrzeuges,	
  
wenn:	
  
	
  
-­‐	
  Für	
  Flüge	
  kein	
  Entgelt	
  oder	
  keine	
  sons7ge	
  geldwerte	
  Leistung	
  
verlangt	
  wird,	
  oder	
  

-­‐	
  Flüge	
  zwar	
  gegen	
  Entgelt,	
  aber	
  nur	
  für	
  Kunden	
  ausgeführt	
  
werden,	
  die	
  den	
  Flugbetrieb	
  kontrollieren.	
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Art.	
  3	
  lit.	
  i	
  EU-­‐Verordnung	
  216/2008:	
  
	
  
Im	
  Sinne	
  dieser	
  Verordnung	
  bezeichnet	
  der	
  Ausdruck	
  
„gewerbliche	
  Tä7gkeit“	
  den	
  Betrieb	
  eines	
  Lu3fahrzeugs	
  
gegen	
  Entgelt	
  oder	
  sons7ge	
  geldwerte	
  Gegenleistungen,	
  der	
  
der	
  Öffentlichkeit	
  zur	
  Verfügung	
  steht	
  oder	
  der,	
  wenn	
  er	
  
nicht	
  der	
  Öffentlichkeit	
  zur	
  Verfügung	
  steht,	
  im	
  Rahmen	
  
eines	
  Vertrags	
  zwischen	
  einem	
  Betreiber	
  und	
  einem	
  Kunden	
  
erbracht	
  wird,	
  wobei	
  der	
  Kunde	
  keine	
  Kontrolle	
  über	
  den	
  
Betreiber	
  ausübt;	
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Gemäss	
  BAZL-­‐Website:	
  
	
  
	
  
Als	
  nicht-­‐gewerbsmässig	
  gilt	
  der	
  Betrieb	
  eines	
  Lu3fahrzeuges,	
  
wenn:	
  
	
  
-­‐	
  Für	
  Flüge	
  kein	
  Entgelt	
  oder	
  keine	
  sons7ge	
  geldwerte	
  Leistung	
  
verlangt	
  wird,	
  oder	
  

-­‐	
  Flüge	
  zwar	
  gegen	
  Entgelt,	
  aber	
  nur	
  für	
  Kunden	
  ausgeführt	
  
werden,	
  die	
  den	
  Flugbetrieb	
  kontrollieren.	
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Neue	
  Auslegung	
  gemäss	
  BAZL:	
  
	
  
-­‐  Entgelt	
  erst,	
  wenn	
  mehr	
  als	
  die	
  Kosten	
  für	
  LM/T/FP&FS	
  
-­‐  Damit	
  ein	
  Flug	
  in	
  diesem	
  Fall	
  als	
  nicht	
  gewerbsmässig	
  gilt:	
  

Nur	
  wenn	
  Pax	
  Kontrolle	
  hat	
  (Freund	
  oder	
  wenn	
  
s7mmberech7gt)	
  

-­‐  Ansonsten	
  gewerbsmässig	
  

Vgl.	
  dazu	
  aktuelle	
  Ausgabe	
  der	
  AeroRevue.	
  
	
  
	
  
	
   www.baertschi-­‐legal.ch	
  



	
  
	
  
	
  
	
  
Verlust	
  von	
  Flugplätzen	
  und	
  Gebirgslandeplätzen	
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Drohender	
  Verlust	
  wertvoller	
  Infrastruktur:	
  
	
  
	
  
-­‐  Gebirgslandeplätze	
  
	
  
-­‐  Flugfelder	
  (Bspw.	
  Kägiswil)	
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Flugplatz	
  Kägiswil	
  

Mit	
  freundlicher	
  Genehmigung	
  	
  der	
  Flugbetriebs	
  AG	
  Sarnen-­‐Kägiswil	
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Flugplatz	
  Kägiswil	
  

Mit	
  freundlicher	
  Genehmigung	
  	
  der	
  Flugbetriebs	
  AG	
  Sarnen-­‐Kägiswil	
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Flugplatz	
  Kägiswil	
  
Im	
  Rahmen	
  eines	
  Gesamtpaketes	
  (Flugplatz	
  und	
  ehemaliges	
  Nach-­‐	
  und	
  
Rückschublager	
  für	
  CHF	
  1,8	
  Mio.)	
  hat	
  der	
  Kantonsrat	
  dem	
  Antrag	
  der	
  
Regierung	
  für	
  den	
  Rückkauf	
  des	
  Flugplatzes,	
  d.h.	
  lediglich	
  des	
  
asphal7erten	
  Geländes,	
  der	
  Flugpiste	
  (900x40	
  Meter)	
  und	
  der	
  
Rollwege	
  zum	
  Hangar	
  und	
  den	
  Unterständen	
  zuges7mmt.	
  	
  
	
  
Gemäss	
  Kantonsratsbeschluss	
  sollen	
  die	
  Piste	
  und	
  die	
  Rollwege	
  zu	
  den	
  
Unterständen	
  zurückgebaut,	
  renaturiert	
  und	
  zu	
  etwa	
  zwei	
  Dripeln	
  
landwirtscha3licher	
  Nutzung	
  zugeführt	
  werden.	
  Rund	
  12‘000	
  m2	
  
sollen	
  nicht	
  zurückgebaut,	
  sondern	
  für	
  Parkplätze,	
  als	
  Abstellfläche	
  
und	
  für	
  andere	
  nicht	
  bekannte	
  öffentliche	
  Zwecke	
  bereitgestellt	
  
werden.	
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Flugplatz	
  Kägiswil	
  

Mit	
  freundlicher	
  Genehmigung	
  	
  der	
  Flugbetriebs	
  AG	
  Sarnen-­‐Kägiswil	
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Flugplatz	
  Kägiswil	
  

Mit	
  freundlicher	
  Genehmigung	
  	
  der	
  Flugbetriebs	
  AG	
  Sarnen-­‐Kägiswil	
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Flugplatz	
  Kägiswil	
  

Mit	
  freundlicher	
  Genehmigung	
  	
  der	
  Flugbetriebs	
  AG	
  Sarnen-­‐Kägiswil	
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Flugplatz	
  Kägiswil	
  

www.proflugplatzkaegiswil.ch	
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Verlust	
  von	
  Gebirgslandeplätzen	
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Verlust	
  von	
  Gebirgslandeplätzen	
  

•  Geiger	
  erwähnt	
  1958,	
  dass	
  er	
  mit	
  Flächenflugzeugen	
  alleine	
  in	
  den	
  
Kantonen	
  Wallis	
  und	
  Bern	
  auf	
  2'700	
  Gebirgslandeplätzen	
  landen	
  könne.	
  

•  Der	
  Gesetzgeber	
  gewährte	
  den	
  Piloten	
  48	
  GLP.	
  Heute	
  exis7eren	
  nur	
  noch	
  
42,	
  davon	
  24	
  für	
  Flächenflieger	
  und	
  die	
  übrigen	
  sind	
  stark	
  gefährdet.	
  

•  Nutzen:	
  Sicherheit	
  für	
  Piloten	
  und	
  kulturgeschichtliche	
  Bedeutung.	
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Verlust	
  von	
  Gebirgslandeplätzen	
  
	
  
•  SAC	
  Massentourismus	
  (360‘000	
  Übernachtungen	
  pro	
  Jahr,	
  Tagestourismus	
  

nicht	
  eingerechnet;	
  pro	
  Übernachtung	
  ist	
  mit	
  4kg	
  Helikopterlast	
  zu	
  rechnen	
  
bei	
  Hüpen,	
  welche	
  durch	
  den	
  Heli	
  versorgt	
  werden)	
  versus	
  	
  GLP.	
  

•  Anzahl	
  SAC	
  Hüpen,	
  welche	
  mit	
  dem	
  Heli	
  versorgt	
  werden,	
  weitaus	
  höher	
  
als	
  die	
  Zahl	
  der	
  GLP.	
  

•  SAC	
  fordert	
  Ruhe	
  und	
  Erholung.	
  Dies	
  ist	
  aber	
  keine	
  Schutzfunk7on	
  des	
  
NHG!	
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Verlust	
  von	
  Gebirgslandeplätzen	
  

Mit	
  freundlicher	
  Genehmigung	
  	
  von	
  Hans	
  Fuchs	
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Verlust	
  von	
  Gebirgslandeplätzen	
  

Mit	
  freundlicher	
  Genehmigung	
  	
  von	
  Hans	
  Fuchs	
  



	
  
	
  
	
  
	
  
Verhinderung	
  neuer	
  Technologien	
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Verhinderung	
  neuer	
  Technologien	
  
	
  
	
  
-­‐  Lu3fahrzeuge	
  innerhalb	
  des	
  Verbotsbereichs	
  	
  

(UL	
  <	
  20kg/m2)	
  	
  
	
  
-­‐  Lu3fahrzeuge	
  ausserhalb	
  des	
  Verbotsbereichs	
  	
  

(UL	
  ≥	
  20kg/m2)	
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Nicht	
  verboten	
  –	
  Einflug	
  erlaubt	
  	
  
(weil	
  nach	
  BCAR-­‐S	
  geprü3	
  und	
  dreiachsig)	
  
	
  
QuickSilver	
  MX	
  L	
  II	
  Sport	
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Nicht	
  verboten	
  –	
  nicht	
  erlaubt	
  
	
  
Trikes	
  ≥	
  20kg/m2	
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Nicht	
  verboten	
  –	
  erlaubt	
  
	
  
Dreiachsig	
  gesteuerte	
  mit	
  ≥	
  20kg/m2	
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Nicht	
  verboten	
  –	
  erlaubt	
  (Ausnahmebewilligung)	
  
	
  
(Bsp)	
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Nicht	
  verboten	
  –	
  nicht	
  erlaubt	
  

Gyrocopter	
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Nicht	
  verboten	
  –	
  nicht	
  erlaubt	
  

UL-­‐Helikopter	
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Verboten	
  –	
  nicht	
  erlaubt	
  

Hängegleiter	
  mit	
  
Elektorantrieb	
  



	
  
	
  
Viele	
  umwelyreundliche	
  und	
  moderne	
  Technologien	
  
warten	
  auf	
  Ihre	
  Zulassung	
  währendem	
  zugelassene	
  
Lu3fahrzeuge	
  Motoren	
  aus	
  den	
  50er	
  Jahren	
  
verwenden	
  (Lycoming	
  O-­‐320	
  Motor	
  aus	
  dem	
  Jahre	
  
1953).	
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SWANS	
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Wie	
  viele	
  „Selbstanzeigen“	
  mündeten	
  in	
  einem	
  Straf-­‐	
  
oder	
  Verwaltungsstrafverfahren?	
  	
  
	
  
«In	
  den	
  Jahren	
  2010	
  und	
  2011	
  mündeten	
  <	
  2%	
  aller	
  
Selbstanzeigen	
  in	
  einem	
  Verwaltungsstrafverfahren.»	
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StaFsFsches	
  
(BAZL)	
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Staffreiheit	
  für	
  den	
  Meldenden	
  –	
  ABER:	
  
	
  
•  Straffreiheit	
   für	
   den	
  Meldenden,	
   sofern	
   nicht	
   grobfahrlässig	
   oder	
  
vorsätzlich	
  –	
  und	
  sofern	
  über	
  das	
  Meldesystem	
  eingegangen	
  (!).	
  
• Grobes	
   Verschulden	
   im	
   Strassenverkehr	
   (z.B.	
   25km/h	
   zu	
   schnell	
  
innerorts).	
  Was	
  heisst	
  das	
  für	
  die	
  Lu3fahrt?	
  



	
  
	
  
	
  
	
  
Verhalten	
  nach	
  einem	
  Unfall	
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Verhalten	
  nach	
  einem	
  Unfall	
  
	
  
-­‐  Meldung	
  (auch	
  an	
  SUST	
  wenn	
  nicht	
  in	
  CH)	
  
-­‐  Einvernahmen	
  
-­‐  Prov.	
  Unfallbericht	
  -­‐>	
  Stellungnahme	
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Digitales	
  AIP	
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Digitales	
  AIP	
  
	
  
iPad	
  im	
  Cockpit?	
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ICAO	
  Language	
  Proficiency	
  Requirements	
  (LPR)	
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ICAO	
  Language	
  Proficiency	
  Requirements	
  (LPR)	
  
	
  
-­‐  AIC	
  008/2012	
  B	
  
-­‐  Piloten	
  benö7gen	
  einen	
  gül7gen	
  Sprachenvermerk	
  wenn	
  

Sprechfunk	
  mit	
  der	
  Flugsicherung	
  (ATC)	
  	
  
-­‐  Für	
  Blindübermiglungen	
  auf	
  unkontrollierten	
  Flugplätzen,	
  

Kontakt	
  mit	
  FIS	
  etc.	
  reicht	
  die	
  Radiotelefonieberech7gung	
  
(R/T)	
  in	
  der	
  verwendeten	
  Sprache.	
  

-­‐  Übergangsperiode	
  bis	
  8.	
  April	
  2013.	
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Neues	
  aus	
  dem	
  Bereich	
  Medical	
  	
  
	
  
-­‐  Keine	
  Dioptrien-­‐Limite	
  mehr	
  für	
  Klasse-­‐2-­‐Piloten	
  
-­‐  An7koagula7onsmipel	
  Marcoumar	
  nun	
  zugelassen	
  

mit	
  Safety	
  Pilot	
  Limita7on.	
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  RA	
  lic.	
  iur.	
  Philip	
  Bärtschi	
  

Anwaltskanzlei	
  Bärtschi	
  
Haldenstrasse	
  23	
  
6006	
  Luzern	
  

	
  
	
  

tel:	
  041	
  419	
  40	
  90	
  
baertschi@baertschi-­‐legal.ch	
  	
  

	
  
	
  
	
  

Besten	
  Dank	
  


